Resolution 5

Antrag der Geschäftsleitung Unia.
Wir wollen eine Wirtschaft für die Menschen

Das reiche Europa ist im Würgegriff der Banken, Fonds und Konzerne und der Merkel-Austeritätspolitik. Unter dem Profitjoch der Finanzkonzerne werden ganze Volkswirtschaften kaputt gespart, ganze Nationen in die Verarmung gezwungen. 25 Millionen Europäerinnen und Europäer sind heute ohne Arbeit und Auskommen. ln einigen Ländern ist jeder und jede Zweite unter 27 arbeitslos. Ihre Zukunft wird liquidiert. Unter dem Vorwand hoher Schulden, welche die Banken herbeispekuliert haben, wird das europäische Sozialmodell demontiert. Das betreiben die Finanzkonzerne mit dem Gratisgeld der Zentralbanken. Und mit Hilfe der bürgerlichen Politik.
Diese Krise und Politik greift jetzt auf die Schweiz über. Kantone und Bund schnüren Spar-Pakete und machen gleichzeitig Steuergeschenke an die Reichen. ln der Wirtschaft ist eine Entlassungswelle angelaufen. Zehntausende weitere Arbeitsplätze sind in Gefahr, weil der Franken nach wie vor massiv überbewertet ist. Diese Überbewertung ist hausgemacht: Alle wollen Franken haben, weil die Schweiz der grösste internationale Steuer- und Schwarzgeldfluchthafen ist.
Verantwortlich für diesen Zustand sind Bundesrat und Parlament. Nach dem Volksbetrug mit der Unternehmenssteuerreform ll etwa werden schweizerische und ausländische Aktionäre über 800 Milliarden Franken steuerfrei abzocken können. Gleichzeitig fügt der Bundesrat mit seinem Laisser-faire und seiner einseitigen Bankenschutzpolitik der Schweizer Volkswirtschaft schwerem Schaden zu. Weil er jede Industriepolitik verweigert, wird die Schweiz bei den Zukunftsindustrien heute abgehängt.
Bisher hat der Konsum, also die Binnenwirtschaft, die Schweizer Volkswirtschaft noch gestützt. Mit Entlassungen, Nullrunden bei den Löhnen und höheren Krankenkassenprämien sinkt die Kaufkraft. Das wird schwere Auswirkungen auf die Binnenwirtschaft haben.
Die Umverteilung gegen oben geht ungebremst weiter. Die Unternehmen bezahlen im Schnitt deutlich weniger als 7 Prozent Steuern. Ein Arbeiterhaushalt muss hingegen deutlich mehr als 40 Prozent für Steuern und Abgaben aufwenden.
Die Kongressdelegierten der Gewerkschaft Unia fordern Parlament und Bundesrat deshalb auf , folgende Schritte einzuleiten:
· Sofort Massnahmen zu ergreifen, um den überbewerteten Franken auf 1.40 zu 1 Euro zurückzuführen. Dazu gehören auch die überfällige Regulierung des Finanzplatzes und die Zurückbindung der Macht der Grossbanken. Der SGB hat die Lösungen dafür vorgelegt.
· Endlich eine tatkräftige Industriepolitik für den ökosozialen Umbau anzusetzen. Die Gewerkschaft Unia hat die Wege dazu vorgelegt, etwa den Fonds für eine produktive Schweiz, den Ausbau der KTI, eine Serv+ etc.
· Unverzüglich das Lohndumping zu beenden, vor allem mit verstärkten Flankierenden Massnahmen, wirksamen Arbeitsmarktkontrollen und einer umfassenden Solidarhaftung.
· Mit einem gesetzlichen Mindestlohn muss der Tieflohnsektor in der Schweiz, der mehr als 400‘000 Arbeitende betrifft (darunter viele mit Berufslehre), ausgemerzt werden. Gleichzeitig muss die Lohndiskriminierung der Frauen ohne Verzug beendet werden.
· Diese Prozesse müssen durch eine öffentliche lnvestitionspolitik gestützt werden.
· Die illegitime, durch den Bundesrat erschwindelte Unternehmenssteuerreform II muss zurückgenommen und der ruinöse Steuerwettbewerb beendet werden. Eine Unternehmenssteuer von 25 Prozent für alle wäre angemessen. Kapitalgewinne und Erbschaften müssen besteuert werden.
· Bundesrat und Parlament müssen die unbezahlte Arbeit aufwerten und dafür sorgen, dass sie besser verteilt wird.
· Es müssen bezahlbare Mieten gesichert und der Boden der Spekulation entzogen werden.
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